
Gerechtigkeitsindex: gebildet als Durchschnittswert aus sechs Gerechtigkeitskategorien mit insgesamt 
32 Indikatoren, jeder Indikator wurde auf eine Skala von 0 (Wert des schlechtesten Landes) und 100 (Wert des 
besten Landes) normiert; 2012: Schätzung
Ursprungsdaten: OECD, Weltbank, Eurostat, Kaufmann et al., Eurobarometer 
© 2018 IW Medien

Internationaler Gerechtigkeitsindex: Skandinavien vorn
Punkte im Gerechtigkeitsindex des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln
0 = schlechtester Wert, 100 = bester Wert
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Gerechtigkeitskategorien: Durchschnittswerte aus vier bis sieben Einzelindikatoren, die jeweils auf eine Skala 
von 0 (Wert des schlechtesten Landes) und 100 (Wert des besten Landes) normiert wurden; 
Berechnung des Instituts der deutschen Wirtschaft Köln
Ursprungsdaten: OECD, Weltbank, Eurostat, Kaufmann et al., Eurobarometer 
© 2018 IW Medien

Gerechtigkeitsindex: Wo Deutschland steht
Unter 28 Industrieländern belegte Deutschland in den sechs untersuchten 
Gerechtigkeitskategorien 2010 diese Plätze

DeutschlandPunktzahl: Bestes Land Schlechtestes Land

8011 8. Platz 70

940 11. Platz65

984 12. Platz71

6524
14.

Platz
45

8728 16. Platz58

8839 18. Platz60

=schlechtester Wert 0 20 40 60 80

Bedarfsgerechtigkeit Norwegen

= bester
Wert100

USA

Leistungsgerechtigkeit SlowakeiRumänien

Regelgerechtigkeit DänemarkRumänien

Generationengerechtigkeit NeuseelandUSA

Chancengerechtigkeit NorwegenTürkei

Einkommensgerechtigkeit SchwedenUSA



Repräsentative Befragung von 1.847 bzw. 1.653 Bundesbürgern ab 16 Jahren im Dezember 2012 und Januar 2013
Quelle: Institut der deutschen Wirtschaft Köln
© 2018 IW Medien

Gefühlte (Un)Gerechtigkeit

der Bundesbürger 
haben das Gefühl, 
dass die soziale 
Gerechtigkeit in 
Deutschland in den 
letzten drei, vier 
Jahren abgenommen 
hat – nur 7 Prozent 
meinen, sie habe 
zugenommen.

der Bundesbürger 
halten die Aufstiegs-
chancen hierzulande 
für weniger gut oder 
nicht gut – 
46 Prozent sagen, 
sie seien gut bis 
sehr gut.

der Bundesbürger 
sind der Meinung, 
dass die soziale 
Gerechtigkeit im 
internationalen Ver-
gleich in Deutschland 
am größten sei. 
34 Prozent denken 
das von Schweden, 
aber nur 3 Prozent 
von Frankreich und 
so gut wie niemand 
von den USA.

der Bundesbürger 
halten die wirtschaft-
lichen Verhältnisse in 
Deutschland – also 
die Verteilung von 
Einkommen und 
Vermögen – 
für ungerecht.
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Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach
© 2018 IW Medien

Gerechtigkeit: Chancen sind das A und O
So viel Prozent der Bundesbürger halten diese Dimension von Gerechtigkeit für besonders wichtig
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Besonders wichtig: bewertet 
mit Stufe 10 auf einer Skala 
von 1 bis 10; repräsentative 
Befragung von 1.847 Bundes-
bürgern ab 16 Jahren im 
Dezember 2012
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Repräsentative Befragung von 1.847 Bundesbürgern ab 16 Jahren im Dezember 2012 
Quelle: Institut für Demoskopie Allensbach 
© 2018 IW Medien

Was bedeutet soziale Gerechtigkeit?
So viel Prozent der Bundesbürger verstehen unter soziale Gerechtigkeit, …

… dass man von dem Lohn für seine Arbeit auch leben kann

… dass alle Kinder die gleichen Chancen 
 auf eine gute Schulbildung haben

… dass der Staat für eine Grundsicherung sorgt, 
 damit niemand in Not gerät

… dass, wer mehr leistet, auch mehr verdienen soll
 als derjenige, der weniger leistet

… dass ältere Arbeitnehmer die gleichen Beschäftigungs-
 chancen haben wie jüngere Arbeitnehmer

… dass Familien mit Kindern vom Staat 
 finanziell unterstützt werden

… dass bei politischen Entscheidungen keine Generation 
 bevorzugt oder benachteiligt wird

… dass der Staat durch Steuern dafür sorgt, dass die Ein-
 kommensunterschiede in der Gesellschaft nicht größer werden

… dass Vermögen ohne Erbschaftssteuer an die Nachkommen 
 weitergegeben werden kann

… dass die Löhne sich nur nach der gearbeiteten Zeit richten, 
 nicht nach der Qualifikation oder der beruflichen Stellung
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